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ZEITGESPRÄCH

Ende des EG-Agrarmarktes?

Der gemeinsame Agrarmarkt besteht gegenwärtig aus fast ebenso vielen Teilmärkten, 
wie es Partnerländer gibt. Fällt er auseinander?

Es gibt keine Alternative zu Europa
Josef Erti, Bonn

Schwieriger als die Schilde
rung der Situation des ge

meinsamen europäischen Agrar
marktes ist für den Agrarpoliti
ker in diesen Tagen der Ver
such, sich dafür Zeit zu nehmen. 
Allein im September kam der 
Agrarministerrat zweimal für 
mehrere Tage zusammen; zwei
mal beschäftigte sich das Bon
ner Kabinett intensiv mit Agrar
fragen. Dazwischen liegen zahl
reiche bilaterale Kontakte mit 
den Kollegen aus den Partner
ländern. Diese Treffen sind 
mehr als der Ausdruck von Ak
tivität, sie sind symptomatisch 
für eine krisenhaft zugespitzte 
Situation und für die immer 
mühsamer werdenden Anstren
gungen, den gemeinsamen eu
ropäischen Agrarmarkt zu be
wahren. Den Ehrgeiz zur Kon
solidierung und konstruktiven 
Weiterentwicklung kann zur Zeit 
sowieso kein nüchterner Be
trachter mehr entwickeln.

Wie ist man in diese mißliche 
Lage geraten? Die Auseinander
setzung mit den Ansätzen und 
mit der Entwicklung des ge
meinsamen Agrarmarktes ist 
notwendig, weil nur so die Ur
sachen der heutigen Situation 
erkannt und Fehlerquellen unter 
Umständen zukünftig ausge
schaltet werden können.

Richtige Grundkonzeption

In den Römischen Verträgen 
ist der Landwirtschaft und der 
gemeinsamen Agrarpolitik ein 
ganzes Kapitel gewidmet. Es 
werden die Ziele der gemein
samen Agrarpolitik definiert, und 
es wird insbesondere die Vor
stellung entwickelt, als Kern
stück der gemeinsamen Agrar
politik im Rahmen der Zollunion, 
gemeinsame Agrarmarktorgani
sationen mit freiem Warenver
kehr und gemeinsamen Preisen 
aufzubauen. In der Konferenz

von Stresa 1958 wurden diese 
Vorstellungen präzisiert, im Er
gebnis einigte man sich auf ge
meinsame Marktorganisationen 
für die wichtigsten Produkte, 
die von den Grundprinzipien 
freier Warenverkehr, finanzielle 
Solidarität und Präferenz für 
Gemeinschaftsprodukte geprägt 
waren und bis heute geprägt 
sind.

Man muß daran erinnern, daß 
die wirtschafts-, ernährungs- 
und agrarpolitische Landschaft 
zu Ende der 50er Jahre sich 
grundlegend von der heutigen 
abhob: Die wichtigsten Agrar
märkte waren stark defizitär, die 
innergemeinschaftliche Steige
rung der Produktion mußte vor
rangig angestrebt werden, die 
Sicherstellung der Nahrungsmit
telversorgung und die Stabilisie
rung der Agrarmärkte waren in 
der laufenden Nachkriegsperi
ode Themen, die weit mehr Bri-
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sanz enthielten, als dies heute 
der Fall sein mag.

Die damalige Konzeption der 
gemeinsamen Agrarpolitik, sieht 
man sie aus dem einzig adäqua
ten Blickwinkel der seinerzeit 
gegebenen Umstände, war rich
tig. Auch heute noch muß sich 
jeder, der ernst genommen wer
den will, zu den in Art. 39 des 
Vertrages formulierten Zielen 
rückhaltlos bekennen. Gemein
same Marktorganisationen mit 
gemeinsamen Preisen sind im 
Rahmen einer Zollunion für die 
Aufrechterhaltung eines freien 
Warenverkehrs unerläßlich. Dies 
sind Eckpfeiler, an denen nicht 
gerüttelt werden kann.

Integrationsmotor oder 
Zeitbombe?

Die Problematik liegt woan
ders:

□  Sie liegt zum einen in den 
nicht erfüllten Hoffnungen und 
Vorstellungen hinsichtlich der 
Auswirkungen eines gemeinsa
men europäischen Agrarmarktes 
auf Integrationsprozesse in an
deren Bereichen.

□  Sie liegt zum anderen in der 
zu anspruchsvollen Konstruktion 
einer Preispolitik, die sowohl 
das Gleichgewicht auf den 
Agrarmärkten als auch die Er
füllung der Einkommenserwar
tung der Landwirte gewährlei
sten sollte.

Die Problematik wird transpa
renter, wenn auf beide Um
stände und auf weitere, zusätz
lich die Situation erschwerende 
Entwicklungen etwas näher ein
gegangen wird.

Im Gegensatz zur Agrarpoli
tik beläßt der EWG-Vertrag an
dere wichtigere Bereiche, vor 
allem die allgemeine Wirt
schaftspolitik, die Struktur-, Re
gional- und Sozialpolitik, zu
nächst in nationaler Regie. Na
türlich hat auch in den 50er Jah
ren niemand die Ansicht propa
giert, man könne Agrarpolitik 
isoliert betreiben. Man war je

doch der Meinung, ein weitge
hend integrierter Agrarsektor 
würde nach Art eines Kristalli
sationskernes Harmonisierungs
erscheinungen in anderen Be
reichen nach sich ziehen, öko
nomische, markt- und handels
politische Verflechtungen im 
Agrarsektor würden gleichartige 
Verdichtungen in anderen Sek
toren initiieren und bewirken. 
Es entstand der Begriff vom 
gemeinsamen Agrarmarkt als 
einem Integrationsmotor, und 
lange Zeit glaubte man, das 
Tuckern dieses Motors sei mit 
Vorwärtsbewegungen gleichzu
setzen. Seit 1969, als die Abwer
tung des französischen Franc

Die Autoren 

unseres 
Zeitgesprächs:

Josef Ertl, 49, Ist seit 1969 
Bundesminister für Ernäh
rung, Landwirtschaft und 
Forsten. Der Dlplom-Land- 
wlrt und Oberlandwirt
schaf tsrat gehört seit 1961 
dem Deutschen Bundes
tag an.

Constantin Freiherr Hee
reman von Zuydtwyck, 43, 
Ist Präsident des Deut
schen Bauernverbandes. 
Der gelernte Agraringe
nieur is t zudem Präsident 
des Westfällsch-Llpplschen 
Landwirtschaftsverbandes.

Petrus J. Lardlnois, 50, ist 
seit 1973 M itg lied der EG- 
Kommission In Brüssel. 
In seinen Zuständigkeits
bereich fä llt die EG-Agrar
politik . Von 1967 bis 1972 
war er M inister fü r Land
wirtschaft und Fischerei in 
den Niederlanden.

und kurz darauf die Aufwertung 
der DM zum ersten Mal und 
schlagartig deutlich machten, 
wie unmittelbar der gemeinsame 
Agrarmarkt auf Gemeinsamkei
ten im außeragrarischen Bereich 
angewiesen ist, mehren sich die 
Stimmen, die in den Geräuschen 
des gemeinsamen Agrarmarktes 
eher das Ticken einer Zeit
bombe vermuten.

Die währungspolitischen Ein
griffe von 1969 blieben kein Ein
zelfall: Es kamen weitere DM- 
Aufwertungen, andere Mitglied
staaten (Benelux) werteten 
ebenfalls auf, der währungspoli
tische Verbund der Biockfloater 
wurde geschaffen, Italien und 
später Frankreich scherten dar
aus wieder aus und floateten 
fortan isoliert, Großbritannien 
und Irland traten diesem Ver
bund erst gar nicht bei.

Externe Belastungen

Diese Maßnahmen brachten 
den gemeinsamen Agrarmarkt 
in zunehmende Bedrängnis, da 
sie über die in RE ausgedrück
ten gemeinsamen Agrarpreise 
in aufwertenden Ländern immer 
neu die Gefahr sinkender Er
zeugerpreise heraufbeschworen 
und in abwertenden Ländern 
die — stabilitätspolitisch uner
wünschte — Begleiterscheinung 
steigender Erzeuger- und Ver
braucherpreise androhten. Um 
diese Wirkungen zu eliminieren, 
wurde das System des Grenz
ausgleichs eingeführt. Einfuhr
belastungen und Ausfuhrerstat
tungen in aufwertenden Län
dern, entsprechendes umge
kehrt in abwertenden Ländern, 
gleichen im Agrarsektor die ver
änderten Relationen der Wäh
rungen zueinander wieder aus.

Heute sind auf diese Weise 
sechs Teilmärkte entstanden, 
die durch Grenzausgleichsbe
träge ihr Agrarpreisniveau ge
genseitig voneinander ab
sichern. Die Aussichten, wieder 
zu tatsächlich gemeinsamen 
Preisen zurückzufinden, sind für 
absehbare Zeit nicht bedeutend:
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Wohl kommt es in abwertenden 
Ländern unter dem Druck der 
dort besonders hohen allgemei
nen Kostensteigerungen und in 
dem Bewußtsein, den Landwir
ten nicht allein die Rolle des 
stabilitätsverpflichteten Muster
knaben zumuten zu können. 
Immer wieder zum Abbau des 
dortigen „negativen“ Grenzaus
gleichs und damit zu entspre
chenden Erhöhungen der Agrar- 
Erzeugerpreise. Die umgekehrte 
Prozedur läßt sich dagegen 
nicht so leicht anstellen. Denn 
sinkende Erzeugerpreise in 
einer Landschaft hoher Infla
tion,sraten sind den Betroffenen, 
in diesem Falle den Landwirten, 
mit Recht nicht zumutbar.

Es bleibt zu konstatieren, daß 
der Agrarsektor durch nicht in 
Ihm selbst ruhende Ursachen 
permanent gestört und belastet

wird: Das volkswirtschaftliche 
Gesamtbild der EG ist so bunt 
und uneinheitlich wie ein Mo
saik. Es bestehen divergierende 
wirtschaftspolitische Zielsetzun
gen In den Partnerländern, aus
einanderlaufende Konjunktur
politiken, nicht harmonisierte 
Haushalts-, Struktur-, Reglonal- 
und Sozialpolitiken. Solange 
dies der Fall Ist, werden Wech
selkurskorrekturen und die da
mit verbundenen Schwierigkei
ten für den gemeinsamen Agrar
markt unvermeidlich bleiben.

Verschärft wurden diese 
Schwierigkeiten in der jüngsten 
Zeit durch einige weitere Ent
wicklungen: Die Energiekrise, 
die weltweiten Inflationstenden
zen und die — zum Teil daraus 
resultierenden — riesigen Zah
lungsbilanzdefizite einiger Län
der schufen eine so außerge

wöhnliche Situation, daß dage
gen nur noch mit außergewöhn
lichen Maßnahmen angegangen 
werden konnte. So kam es zur 
Einführung der Bardepotpflicht 
für Exporte nach Italien. Zwar 
konnte In der Zwischenzeit 
diese Maßnahme, soweit es den 
Agrarbereich angeht, weitge
hend wieder abgebaut werden, 
aber es wurde doch deutlich, 
daß der Kern des gemeinsamen 
Agrarmarktes, der freie Waren
verkehr, ernsthaft gefährdet war.

Überforderung 
der Agrarpreispolitik

Die nicht integrierten Berei
che wirken auf den Agrarsektor 
zweifellos desintegrierend, ver
fälschen die Wirkung der Instru
mente der gemeinsamen Agrar
politik und führen zu Wettbe
werbsverzerrungen: sie erklären

Ein Diesel wie noch nie.
Der neue Mercedes 240 D 3.0 
Schnell. Elastisch. Spurtstark.

Und doch: so wirtschaftlich, wie nur 
ein Diesel sein kann,

3-Liter-Motor, 5 Zylinder, 80 PS (59 kW).
An der Spitze der erfolgreichen Diesel-Reihe 

von Mercedes-Benz:
200 D. 220 D, 240 D, 240 D 3.0

Mercedes-Benz. Ihr guter Stern auf allen Straßen.
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aber keinesfalls allein die ge
gebene Situation. Neben den 
erwähnten Problemen sind die 
Frage des Marktgleichgewichts, 
der Aspekt immer höherer Ko
sten der Marktverwaltung und 
die nach wie vor unbefriedi
gende Einkommenssituation der 
Landwirte im Vordergrund der 
agrarpolitischen Diskussion. 
Diese Punkte stehen miteinan
der in unmittelbarem Zusam
menhang. Sie haben ihren ge
meinsamen Ursprung in der 
Konzeption der Agrarpreispoli
tik. Dort wird den gemeinsamen 
Preisen — in der Wirkung han
delt es sich um garantierte Min
destpreise — eine Doppelfunk
tion zugedacht: Das Gleichge
wicht auf den Märkten soll er
reicht und das Einkommensziel 
der Produzenten soll verwirk
licht werden. Beides ist bisher 
aus folgenden Gründen nicht 
gelungen:

□  Die gemeinsamen Marktor
ganisationen vernachlässigen — 
mit Ausnahme des Zuckersek
tors — die Nachfrageseite. Den 
Produzenten werden einseitige 
Abnahme- bzw. Preisgarantien 
zugestanden, die unter Umstän
den, bei einer entsprechenden 
Entwicklung der Nachfrage, kei
nerlei Berechtigung aus der 
Sicht des Marktgieichgewichts 
erfahren. Den Produzenten ist 
dabei der geringste Vorwurf zu 
machen. Sie reagieren aus ein
zelbetrieblicher Sicht ökono
misch korrekt, wenn sie, solange 
die administrierten Preise einen 
Gewinn versprechen, ihre Pro
duktion ausdehnen. Allerdings 
addiert sich die Vielzahl dieser 
Verhaltensweisen zu einer ma
kroökonomischen Größe, die bei 
freiem Spie! von Angebot und 
Nachfrage am Markt nur einen 
sehr viel niedrigeren Preis er
geben würde. Als Ergebnis die
ser Zusammenhänge stehen wir, 
insbesondere bei Milch und 
Fleisch, vor wachsenden Über
schüssen und steigenden Ko
sten.

□  Die garantierten Mindest
preise erreichen ein Niveau, das

nicht ausreicht, dem agrarpoliti
schen Einkommensziel vor allem 
in den mittleren und kleineren 
Betrieben näher zu kommen. 
Preisanhebungen in Brüssel be
günstigen vornehmlich umsatz
starke Betriebe. Die Masse der 
Kleinen ist über Preisanhebun
gen sicher auch nicht unglück
lich, kommt aber aus den Ein
kommensproblemen infolge der 
zu geringen Marktanlieferungen 
nicht heraus.

Im Grunde war diese Überfor
derung der gemeinsamen Agrar
preispolitik von Anfang an ge
geben. Lediglich die Auswirkun
gen waren bisher nicht so gra
vierend. Die Situation hat sich 
aber erheblich zugespitzt, nach
dem wir nun auch Rinderberge 
erleben, wobei noch vor zwei 
Jahren kein Experte diese Ent
wicklung vorauszusagen wagte.

Ungünstige
Einkommensentwicklung

Zeitlich parallel dazu verläuft 
die Einkommensentwicklung bei 
den Landwirten ähnlich ungün
stig. Dabei spielen zwei Ele
mente eine Rolle: Die Über
schüsse auf den Märkten führ
ten zum Verfall der Preise, teil
weise sogar unter das garan
tierte Interventionsniveau. Dane
ben sehen sich die Landwirte 
im Gefolge der Energiekrise mit 
einer besonders rapiden Steige
rung der Betriebsmittelkosten 
konfrontiert. Zusammengenom
men führen diese Entwicklungen 
zu einem immer ungünstigeren 
Verhältnis zwischen Produkt- 
und Betriebsmittelpreisen, ln 
verschiedenen Ländern der Ge
meinschaft war der daraus er
wachsene politische Druck so 
groß, daß einseitig Maßnahmen 
ergriffen wurden, die eine un
mittelbare Verbesserung der 
Einkommenssituation der Land
wirte zum Ziele hatten.

Diese Entwicklung muß sehr 
kritisch beurteilt werden: Auch 
die Bundesregierung geht davon 
aus, daß in Anbetracht der pre
kären Situation der Landwirte

besondere Maßnahmen am 
Platze sind; dies allerdings nur 
im Rahmen des Vertrages. Die 
Bundesrepublik und andere De
legationen haben im Agrarrat 
vom 17. bis 20. September 1974 
einen Antrag Frankreichs, die 
nationalen Maßnahmen im nach
hinein als vertragskonform zu 
betrachten, abgelehnt; bei die
ser Haltung wird die Bundes
regierung bleiben. Das ändert 
nichts daran, daß auch wir un
seren Landwirten Hilfen gewäh
ren, jedoch muß dies vertrags
konform geschehen.

Notwendige Bestandsaufnahme

In der Gesamtschau ist das 
Bild, das der gemeinsame 
Agrarmarkt heute bietet, nicht 
beeindruckend. Es ist an der 
Zeit, im Interesse der weiteren 
Entwicklung ernsthaft und un
geschminkt Bilanz zu ziehen. 
Dabei muß nicht von einem Null
stadium ausgegangen werden. 
Bestimmte Gegebenheiten des 
Gemeinsamen Marktes sind als 
Eckpfeiler zu betrachten, deren 
Nutzen von niemand bestritten 
wird und deren Existenz für alle 
Volkswirtschaften in der Ge
meinschaft heute lebensnotwen
dig ist. Hierzu gehören insbe
sondere die Zollunion und der 
freie Warenverkehr. Innerhalb 
dieses Rahmens bedürfen die 
folgenden Fragen einer einge
henden Prüfung:
□  In Kenntnis der engen Ver
flechtungen der Agrarpolitik mit 
der allgemeinen Wirtschaftspoli
tik, insbesondere mit der Wäh- 
rungS', Konjunktur- und Regio
nalpolitik, ist zu fragen, ob der 
volle Integrationsstand der 
Agrarpolitik mit dem der nicht 
harmonisierten anderen Be
reiche weiter zu vereinbaren ist. 
Müssen gegebenenfalls Instru
mente entwickelt werden, um 
die aus der Integrationsdiskre
panz herrührenden Wettbe
werbsverzerrungen auszuglei
chen?
□  Muß die bisherige gemein
same Preispolitik von ihrer Dop
pelfunktion entlastet werden?
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Eine stärkere Fixierung der 
Preispolitik auf das Ziel des 
Marktgleichgewichts wirft die 
Frage auf, welche zusätzlichen 
Aktivitäten entwickelt werden 
können, um das Einkommens
ziel nicht auszuhöhlen. Gleich
zeitig muß von der Produzen
tenseite mehr gestalterische Ini
tiative kommen, um das Men
genproblem besser als bisher 
in den Griff zu bekommen.

□  Können die Instrumente der 
gemeinsamen Agrarpolitik, bei

spielsweise Marktordnungsme
chanismen, flexibler gestaltet 
werden? Gleichzeitig ist es drin
gend erforderlich, Perfektionis
mus auf allen Gebieten abzu
bauen.

Wir sind in einer Situation, in 
der es nichts nützt, wenn der 
Agrarministerrat in kurzen Ab
ständen Zusammentritt und Ver
ordnungen verabschiedet, Maß
nahmen beschließt und Aktivi
tät verbreitet. Wir leben in 
einem Europa der Ergebnisse, 
nicht der Verordnungen. Es

nützt auch nichts, die Wirt
schafts- und Währungsunion zu 
fordern. Die wirtschaftlichen Ge
gebenheiten werden, unabhän
gig von Programmen, entschei
den, wann wir sie erreichen. 
Wir sind aufgerufen, durch un
ser Handeln dazu beizutragen. 
Bei allem müssen wir beden
ken: So bedauerlich die heutige 
Situation ist, es gibt für unser 
Land und für Europa keinen an
deren Weg -  wirtschaftlich wie 
politisch — als den der europä
ischen Einigung.

Die Probleme sind noch nicht gelöst

Interview mit Constantin Freiherr von Heereman, Bonn

WD: Herr von Heereman, die 
deutschen Landwirte haben in 
diesem wie auch im letzten Jahr 
eine gute Getreideernte einge
bracht. Warum gehen sie dann 
anschließend auf die Straße und 
demonstrieren?

HEEREMAN: Das Getreide ist 
am Produktionswert der deut
schen Landwirtschaft nur noch 
mit 7 ,6%  beteiligt, während auf 
Milch 21,8% , Schlachtrinder und 
-kälber 17,9%  und Schweine 
22,2%  entfallen. Die Einkom
mensentwicklung vieler Land
wirte wird also entscheidend 
von der Preisentwicklung bei 
den wichtigen tierischen Pro
dukten geprägt. Hier mußten die 
Landwirte aber sehr starke 
Preiseinbrüche bei gleichzeitig 
weiter stark gestiegenen Be
triebsmittelpreisen hinnehmen. 
Der Index der landwirtschaftli
chen Erzeugerpreise lag im Juli 
1974 nur bei 7 8 %  des Betriebs
mittelpreisindex. Anders ausge
drückt mußte der Landwirt im 
Juli 1974 rund 107o mehr Er
zeugnisse als im Juli 1973 und 
sogar fast 2 0%  mehr Erzeug
nisse als im Juli 1972 verkaufen.

um die gleiche Menge an Be
triebsmitteln kaufen zu können. 
Insbesondere die Investitions
güter und die zu deren Erhal
tung notwendigen Dienstleistun
gen (Reparaturen usw.) sind in 
den letzten Monaten rasant ge
stiegen und steigen weiter an. 
Da ein Arbeitsplatz in der Land
wirtschaft schon heute erheblich 
mehr Kapital benötigt als in der 
Industrie und die Möglichkeiten 
der Arbeitseinsparung weitge
hend ausgeschöpft sind, gera
ten gerade die Betriebe mit re
lativ großen Produktionskapazi
täten immer stärker in Schwie
rigkeiten.

WD: Im März dieses Jahres 
hat der Ministerrat die Agrar
preise um durchschnittlich 8,5%  
erhöht. Die Preise für Rind
fleisch, für Milch und Molkerei
produkte sowie für Getreide und 
Zuckerrüben liegen über dem 
Vorjahresniveau. Wird die Situa
tion der Landwirtschaft ange
sichts dieser Preise und der 
guten Ergebnisse bei der Ernte 
nicht in zu düsteren Farben dar
gestellt?

HEEREMAN: Trotz der Anhe
bung der Stützungspreise der 
EG-Marktordnungsprodukte im 
Frühjahr 1974 lag der Index der 
landwirtschaftlichen Erzeuger
preise — wenn auch bei einigen 
Produkten Preissteigerungen 
festzustellen sind -  im März 
1974 um 5,5% , im April um 
8,5% , im Mai um 9,6% , im Juni 
um 7 ,6%  und im Juli 1974 um 
7,9 %  unter dem Stand des ent
sprechenden Vorjahresmonats. 
Das heißt auch, daß die Preise 
heute nur 11%  über den Prei
sen vor 12 Jahren liegen. Der 
Index der Einkaufspreise land
wirtschaftlicher Betriebsmittel 
stieg dagegen kräftig weiter, im 
März 1974 um 8,8% , im April 
um 8,7% , im Mai um 6,0% , im 
Juni um 3 ,0%  und im Juli 1974 
um 2 ,2%  über dem entspre
chenden Vorjahresmonat oder 
um 4 3%  über dem Preis vor 
12 Jahren. Ich meine, daß diese 
wenigen Zahlen beweisen, daß 
wir nicht „in zu düsteren Far
ben“ malen. Im übrigen gibt es 
weniger gute, um nicht zu sagen 
schlechte Ernteergebnisse, wie 
z. B. bei Obst und Wein, Man 
kann nicht vom Ausfall der Ge
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treideernte auf die Ergebnisse 
der Ernten bei anderen Frücli- 
ten sctiließen.

WD: Aucli der Landwirtschaft 
müßte im eigenen Interesse an 
einer Rücl<l<ehr zur Stabilität be
sonders gelegen sein. Glauben 
Sie nicht, daß die Forderungen 
des Bauernverbandes eine ge
wisse Signalwirkung für andere 
Gruppen, z. B. für die Gewerk
schaften, haben könnten?

HEEREMAN: Die Landwirt
schaft hat durch einen recht ge
mäßigten Preisanstieg bisher 
schon immer einen erheblichen 
Beitrag zur Stabilität geleistet. 
Selbst die Verwirklichung einer 
Preisanhebung von 5 %  würde 
lediglich bedeuten, daß die 
Agrarerzeugerpreise noch nicht 
einmal das Niveau des Vorjah
res erreichen würden. Von einer 
„Signalwirkung“ kann somit 
überhaupt nicht die Rede sein. 
Die industriellen Erzeugerpreise 
steigen anhaltend mit einer Jah
resrate von 14% .

WD: Am 20. September haben 
die Agrarminister in Brüssel 
eine zweite Anhebung der In
terventionspreise in diesem Jahr 
beschlossen. Sind Sie mit den 
Ergebnissen zufrieden?

HEEREMAN: Der Beschluß des 
EG-Ministerrates vom 20. Sep
tember, eine 5% ige Anhebung 
des Stützungsniveaus linear vor
zunehmen, reicht zweifellos 
nicht aus, um den erforderlichen 
Kostensteigerungen einerseits 
und den für das Wachstum not
wendigen Investitionsbedürfnis
sen der Landwirtschaft anderer
seits Rechnung zu tragen. Inso
fern können wir mit dem Ergeb
nis nicht zufrieden sein. Auf der 
anderen Seite müssen wir an
erkennen, daß hier ein Kompro
miß gesucht wurde. Wir müssen 
nunmehr die Entwicklung der 
nächsten Wochen und Monate 
abwarten, erst dann kann man 
genau sagen, was dabei für die 
Bauern unterm Strich heraus
kommt.

WD: Der gemeinsame Agrar
markt basiert im wesentlichen 
auf Interventionspreisen und auf 
Ankaufgarantien. Die Folge ist, 
daß ein Rindfleischberg einen 
Butterberg ablöst. Läßt sich mit 
staatlichen Preismaßnahmen ge
gen die säkularen Produktions
zyklen der Landwirtschaft über
haupt ankämpfen?

HEEREMAN: Es ist nicht rich
tig, daß der gemeinsame Agrar
markt im wesentlichen auf Inter
ventionspreisen und Ankaufs
garantien basiert. Nur für Ge
treide, Zucker, einen Teil der 
Milchproduktion, nämlich Butter 
und Magermilchpulver, gibt es 
sogenannte Interventionspreise. 
Für 70%  der Produktion gibt es 
keine Interventionspreise, oder 
diese Interventionspreise liegen 
so niedrig, daß sie nicht einmal 
die variablen Kosten decken, 
wie etwa bei Obst und einigen 
Gemüsesorten.

Das Dilemma des Rindfleisch
berges und des Butterberges, 
das Sie hier zitieren, hat sicher
lich andere Ursachen. Es geht 
einmal darauf zurück, daß es 
bisher nicht gelungen ist, eine 
stetige Agrarmarktpolitik zu be
treiben. Einmal werden Anreiz
prämien zur Abschlachtung von 
Milchkühen gegeben, und we
nige Jahre später werden sie 
wieder beseitigt. Hier muß eine 
langfristige Ausrichtung erfol
gen. Zum anderen ist auch die 
Außenhandelspolitik nicht kon
sequent. Die im EG-Vertrag be
absichtigte Präferenz der ein
heimischen Produktion — durch 
eine entsprechende Handha
bung des Außenschutzes — 
wurde beispielsweise bei Rin
dern lange Zeit ausgesetzt und 
zu spät wieder hergestellt. 
Außerdem ist noch zu beachten: 
Solange es keine gemeinsame 
Wirtschafts- und Währungspoli
tik der Mitgliedstaaten gibt, 
kann es keine gemeinsame Pro
duktionsausrichtung geben. So 
lange wird es auch nicht mög
lich sein, zu einer vernünftigen 
Abstimmung von Angebot und

Nachfrage zu kommen. Denn die 
hohen Devisendefizite einiger 
EG-Länder veranlassen diese 
Länder, Anreize zur Produktion 
bei Rindfleisch und Milch zu 
geben, obwohl innerhalb der 
Gemeinschaft an diesen Pro
dukten kein Mangel herrscht.

WD: Für die Verbraucher stellt 
der gemeinsame Agrarmarkt ein 
kostspieliges Ärgernis dar. Hat 
er sich zumindest für die deut
sche Landwirtschaft gelohnt?

HEEREMAN: Meines Erach
tens ist es nicht richtig, wenn 
hier herausgestellt wird, daß der 
gemeinsame Agrarmarkt ein 
kostspieliges Ärgernis für den 
Verbraucher sei. Denn, die Nah
rungsmittel sind nicht deswegen 
teurer geworden, weil die Agrar
erzeugerpreise gestiegen sind — 
ich wies bereits darauf hin, daß 
sie in 12 Jahren nur um 11 %  
gestiegen sind - ,  sie sind teu
rer geworden, weil die Verar- 
beitungs- und Dienstleistungs
kosten gestiegen sind. Die EG- 
Kommission hat vor kurzem 
noch einmal nachgewiesen, daß 
im Augenblick die Agrarerzeu
gerpreise vieler Produkte in der 
EG erheblich niedriger liegen 
als auf dem Weltmarkt. Daher 
sind beispielsweise die Nah
rungsmittelpreise in der EG we
sentlich langsamer gestiegen 
als etwa in den USA. Und ge
rade in Großbritannien sind ja 
die Preise für Nahrungsmittel 
im letzten Jahr deswegen be
sonders stark angestiegen, weil 
Großbritannien noch nicht voll 
in den gemeinsamen Markt inte
griert war, sondern seine Ver
sorgung zu einem großen Teil 
vom Weltmarktpreis abhing. Ich 
halte daher das Gerede über 
den sogenannten kostspieligen 
Agrarmarkt nicht nur für falsch, 
sondern auch im Interesse des 
Verbrauchers für schädlich.

Zu Ihrer Frage, ob sich der 
Agrarmarkt für die deutsche 
Landwirtschaft gelohnt hat, kann 
man nur folgendes sagen: Nach
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wie vor ist das Problem, volle 
Teilnahme der Landwirtschaft 
am Einkommens- und Wohl
standszuwachs zu erlangen, nicht 
befriedigend gelöst. Aber nichts 
spricht dafür, daß dieses Pro
blem ohne den gemeinsamen 
Agrarmarkt besser gelöst wor
den wäre.

WD: Wie sollte aus Ihrer Sicht 
der gemeinsame Agrarmarkt re
formiert v/erden?

HEEREMAN: Eine Reform des 
gemeinsamen Agrarmarktes ist 
nur dann sinnvoll, wenn man 
sich auch über einen Fortschritt 
in den anderen Bereichen der 
gemeinsamen Wirtschafts- und 
Sozialpolitik einigt. Die Pro
bleme des gemeinsamen Agrar
marktes sind zu einem nicht 
geringen Teil dadurch verur
sacht, daß etwa in der Wäh
rungspolitik, in der Wirtschafts
politik, in der Regionalpolitik 
keine entsprechende gemein

same Politik erzielt wurde. Die 
Landwirte in weiten Teilen des 
gemeinsamen Marktes müssen 
eben weiter in der Produktion 
bleiben, wenn sie dort keine ge
werblichen Alternativen finden.

Zum Aufbau, zur Schaffung die
ser gewerblichen Alternativen 
gehört eine europäische Regio
naipolitik — und dazu gehört 
auch eine finanzielle Solidarität 
Finanzieller nationaler Egoismus, 
wie er sich in der Bundesrepu
blik zur Zeit teilweise breit
macht, ist jedenfalls nicht geeig
net, ein gemeinsames Europa 
zu schaffen. Nur wenn diese 
Probleme in den anderen Be
reichen befriedigend gelöst wer
den, werden wir auch hinsicht
lich der Abstimmung von Ange
bot und Nachfrage zu einem 
besseren Ergebnis kommen. 
Dann können wir uns auch über 
Lösungen dieses Problems un
terhalten. Wir müssen uns aber 
dabei darüber im klaren sein, 
daß bei allen Lösungen nur 
dann die Zustimmung der Land
wirte zu erwarten ist, wenn sich 
dabei auch ihre Erlöse ver
bessern.

WD: Wäre eine ausschließlich 
nationale Agrarpolitik, die das 
Ziel einer gewissen Selbstver
sorgung mit Sozial- und Struk
turhilfen verfolgt, eine Alterna
tive zum gemeinsamen Agrar
markt?

HEEREMAN: Ich halte eine 
ausschließlich nationale Agrar
politik im Augenblick nicht für 
eine gangbare Alternative. Ich 
bin für ein Europa und für euro
päische Gemeinsamkeit und be- 
daure, daß durch das Veto des 
Bundeskabinetts vom 25.9. die 
Bundesregierung — zuminde- 
stens vorübergehend — den Ein
druck erweckt hat, sie stehe 
nicht zum gemeinsamen. Markt. 
Eine Rückkehr zu einer nationa
len Agrarpolitik wäre meines 
Erachtens gleichbedeutend mit 
einem Austritt der Bundesrepu
blik Deutschland aus der Euro
päischen Gemeinschaft. Einen 
solchen Schritt halte ich gesell
schaftspolitisch und wirtschaft
lich, als Bürger, aber auch als 
Vertreter der bäuerlichen Inter
essen, für unverantwortlich.

WD: Ist im nächsten Spätsom
mer erneut mit Bauerndemon
strationen zu rechnen?

HEEREMAN: Das kann heute 
niemand sagen. Ich wäre froh, 
wenn die Politiker aus Einsicht 
rechtzeitig den Belangen der 
Landwirtschaft Rechnung tragen 
würden.

Der gemeinsame Agrarmarkt fällt nicht auseinander!
Petrus J. Lardinois, Brüssel

Ob der gemeinsame Agrar
markt auseinanderfällt oder 

nicht, ist fast die Gretchenfrage. 
Jedenfalls ist die Situation so 
zugespitzt, daß der Leser sicher 
nicht ein einfaches Ja oder Nein, 
sondern Fakten erwartet, die 
den gesamten Tatbestand be
leuchten.

Nach langen Verhandlungen 
und mehreren Übergangsjahren 
wurde 1967/68 der gemeinsame 
Agrarmarkt für die wichtigsten 
Agrarprodukte errichtet. Infolge 
verschiedener Währungsereig
nisse und der EG-Erweiterung 
haben wir heute faktisch wieder

fünf Teilmärkte. Formal und im 
Prinzip besteht die Einheit des 
EG-Agrarmarktes mit der EG- 
Präferenz weiter, und die finan
zielle Solidarität ist erhalten ge
blieben.

Tendenzen der Auflösung
Diese beiden letzten Gedan

ken zeigen, daß die Frage 
eigentlich weiter gefaßt werden 
müßte, und zwar in der Art, ob 
die gemeinsame Agrarpolitik sich 
auflöse. Und in der Tat gibt es 
Anzeichen, die als Auflösungs
tendenzen gedeutet werden 
könnten. Die Mitgliedstaaten ha

ben eigene Maßnahmen ergrif
fen, um der jeweiligen Zahlungs
bilanzschwierigkeiten Herr zu 
werden, die erhöhten Energie- 
und Grundstoffkosten auszuglei
chen oder ganz allgemein den 
inflatorischen Erscheinungen zu 
begegnen. Gegenüber diesen 
Problemen gibt es noch keine 
wirksame Gemeinschaftspolitik. 
Zu solchen nationalen Agrar
maßnahmen gehören im Pro
duktionsbereich u. a. Zuschüsse, 
Prämien, Beihilfen, Zinsüber
nahme durch den Staat oder 
Mehrwertsteuersenkung für Be
triebsmittel. Nationale Regelun
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gen erstrecken sich auch direkt 
auf den Einkommensbereich, 
und zwar von Steuervorteilen 
bis hin zu Einkommensübertra
gungen. Dabei sind verschiedene 
dieser Maßnahmen ohne Ge
meinschaftsentscheidung einge
führt worden. Viele davon sind 
nicht kompatibel mit den Grund
sätzen der Gemeinschaft und 
dem Vertrag, so daß ein Verfah
ren nach Art. 92 Abs. 3 einge
leitet werden müßte.

Solche Maßnahmen weisen 
auf die besonderen Schwierig
keiten hin, die im Augenblick 
bestehen. Dennoch will und 
kann die Kommission diese Vor
gänge nicht hinnehmen. Die EG- 
Kommission hat der Erhaltung 
oder de-facto-Wiederherstellung 
des gemeinsamen Agrarmarktes 
immer den höchsten Wert bei
gemessen. Hierzu wurden viele 
Vorschläge gemacht, wenn auch 
nicht alle verwirklicht oder einige 
wieder rückgängig gemacht wur
den, wie das Milchpreiskorrek
tiv ab Anfang Oktober. Die fol
genden Beschlüsse zeigen die 
Richtung, in der die Kommission 
arbeitet, und daß auch der Mi
nisterrat nicht gewillt ist, den 
gemeinsamen Agrarmarkt auf
zugeben. Im Gegenteil, er gehört 
zu den wichtigsten Errungen
schaften, die die Gemeinschaft 
erreicht hat. Er war lange Zeit 
der Hauptmotor der Integration 
und wird auch weiter eine wich
tige Rolle spielen.

Abbau von Restriktionen

Bei den Erweiterungsverhand- 
iungen wurde beschlossen, z. B. 
die britischen Garantiepreise 
schrittweise auszuschalten und 
in gleichen Schritten das Preis
niveau der Gründergemeinschaft 
einzuführen. Die italienischen 
Einfuhrrestriktionen der letzten 
Jahre werden im Agrarsektor 
abgebaut. Auch wurde die 
„Grüne Lira“ ganz und das 
„Grüne Pfund“ fast ganz den 
aktuellen Wechselkursverhältnis
sen angenähert, obwohl in den

betroffenen Ländern gewisse, 
vorher unerwünschte Konsum
preissteigerungen in Kauf ge
nommen werden mußten. Aber 
diese Entwicklung stellt eine 
wichtige Annäherung an das 
gemeinsame Preisniveau dar. 
Außerdem darf nicht vergessen 
werden, daß auch jetzt die 
Preise gemeinsam festgesetzt 
werden. Ferner wurden die Nicht
marktordnungsprodukte nicht in 
die Regelung der Ausgleichs
beträge einbezogen.

Gesamtwirtschaftlich entste
hen Ungleichgewichte, wenn ein 
einzelner Wirtschaftsbereich 
währungs- und außenhandels
politisch gesondert behandelt 
wird. Die erforderlichen Struk
turanpassungen werden dann 
verzögert, die Produktionsfak
toren nicht optimal eingesetzt 
und die Ziele des gemeinsamen 
Gesamtmarktes untergraben.

Betrachtet man die Agrar
politik und -W irtschaft geson
dert, so lassen sich zwar ge
wichtige Probleme feststellen, 
so z. B. die Tendenz der Über
produktion auf wichtigen Märk
ten. Die wirtschaftlichen und so
zialen Folgen bei einer schnel
len Beseitigung solcher Tat
bestände in einer strukturschwa
chen Landwirtschaft wiegen 
schwer. Aber kein Mensch kann 
sagen, daß die gemeinsame 
Agrarpolitik nicht in der Lage 
wäre, diese Probleme zu lö
sen. Und ebensowenig ist nach
weisbar, daß etwa nationale 
Agrarpolitiken die bestehenden 
Probleme besser lösen könnten. 
Sicher dürfte aber sein, daß na
tionale Lösungen schon wegen 
der Standortnachteile vieler Ge
biete langfristig teurer kommen 
als gemeinschaftliche Lösungen.

Flexibles Instrumentarium

Das agrarpolitische Instru
mentarium ist in den letzten 
Jahren reicher geworden. Zur 
Preis- und Marktpolitik kam die 
Strukturpolitik mit sozialpoliti

schen Komponenten und die Po
litik für benachteiligte Gebiete. 
Hierdurch wird die Preis- und 
Marktpolitik von der Aufgabe 
entlastet, auch für den letzten 
Grenzbetrieb noch genügend 
Einkommen garantieren zu müs
sen. Das wiederum erlaubt 
Preise in einer Höhe und Rela
tion, daß Marktgleichgewichte 
angestrebt werden können. 
Selbst das Garantieniveau läßt 
sich unter diesen Umständen so 
vorstellen, daß das Spiel der 
Marktkräfte wieder wirksam wer
den kann.

Auch wird die Agrarpolitik 
vermutlich flexibler werden und 
den Landwirten und ihren Ver
tretungen eine größere Eigen
gestaltung und -beteiligung er
lauben. Allein in meiner Amts
zeit als Verantwortlicher für die 
EG-Agrarpolitik ist das Instru
mentarium viel flexibler gewor
den. Besondere Situationen 
werden mit besonderen Maß
nahmen behandelt. Darunter 
können sicherlich auch regio
nale Maßnahmen sein, wenn sie 
der Situation besser angepaßt 
sind als völlig gleiche auf dem 
gesamten Gebiet der Gemein
schaft. Auch weitere produkt
spezifische Maßnahmen sind 
denkbar. Eventuell können Ver
treter der Landwirte oder die 
Mitgliedstaaten auch eigenstän
dige Entscheidungen von kür
zerer oder längerer Auswirkung 
übernehmen. All das muß sich 
aber in den gemeinschaftlichen 
Rahmen einpassen und den Ge
meinschaftsspielregeln genügen.

Das gemeinschaftliche agrar
politische Instrumentarium wird 
jedenfalls weiterentwickelt wer
den. Es werden Komponenten 
verschiedener Systeme kombi
niert. Auch jetzt haben wir 
neben unserem halbliberalen 
Marktpreissystem bei einigen 
Produkten (Eiweiß und Fetten) 
eine Art „deficiency payment 
system“. Bei anderen (Zucker
rüben) haben wir eine Kombina
tion unseres Semi-Marktpreis-
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systems mit einer Art IVlengen- 
regelung. Die Wätirungsaus- 
gieiciisbeträge werden sowohl 
als Grenzausgleich als auch als 
Mehrwertsteuervergünstigung 
gewährt.

Regionalpolitische 
Komponenten

Oft wird bemängelt, die re
gionalwirtschaftlichen Probleme 
ließen sich nicht mit dem beste
llenden Instrumentarium lösen, 
man brauche dazu eine beson
dere, in die Regionalpolitik ein
gebettete Agrarpolitik. Aber 
schon in den Strukturrichtlinien 
gibt es mit den variablen För
derschwellen regionalpolitische 
Komponenten. Ähnliche Kom
ponenten gibt es im Arbeits
platzprogramm aus dem Agrar
fonds. Das Programm für be
nachteiligte Gebiete ist gleich
zeitig Regionalpolitik. Außerdem 
ist hierin eine neue Kompo
nente, nämlich eine Art direkte 
Einkommensübertragung enthal
ten. Und so werden im Bedarfs
fall neue Elemente mit alten 
kombiniert und weiterentwickelt 
werden.

Warum also sollten wir nicht 
im erforderlichen Augenblick die 
richtigen Maßnahmen finden? 
Daran ändert auch die Tatsache 
nichts, daß in einigen Fällen 
nicht richtig entschieden wurde 
und daß sich die Interessen von 
einzelnen Erzeugergruppen mehr 
durchgesetzt haben als diejeni
gen anderer, jedenfalls für den 
Augenblick. Wie sich solche 
„Augenblicke“ aber ändern 
können, zeigt die derzeitige 
Weltmarktlage. Wir in der EG 
haben jetzt Niedrigpreise bei 
Zucker und Getreide! Wer von 
den Kritikern der EG-Agrarpoli- 
tik hätte das vor zwei Jahren 
gedacht? Und wo in der Welt 
gibt es eine vergleichbare Sta
bilität auf den Agrarmärkten?

Ich will aber die Grenzen der 
Agrarpolitik nicht verschweigen. 
Will man etwa politisch die Ge

meinschaft auflösen, läßt sich 
auch der gemeinsame Agrar
markt nicht erhalten. Das mag 
überspitzt klingen. Aber auch 
Teilhandlungen in dieser Rich
tung erschweren die Existenz 
des gemeinsamen Agrarmark
tes. Es ist allgemein bekannt, 
daß die Wiederaufteilung in Teil
märkte in erster Linie darauf 
zurückzuführen ist, daß wir noch 
keine Währungsunion erreicht 
haben. Aber leider ist es nicht 
so einfach. Die Währungspolitik 
hängt von der Wirtschaftspolitik 
ab; auf diesen Gebieten sind 
die Grundursachen zu finden. 
Die Volkswirtschaften, die Kauf
kraftverhältnisse und die Geld
marktverhältnisse sind sehr un
gleich. Hinzu kommen ungelöste 
Fragen in der Außenpolitik, 
Außenhandelspolitik, Entwick
lungspolitik. Das ist eine Gefahr. 
Hier ist die eigentliche Gret
chenfrage zu stellen: Wollen wir 
die Europäische Union? Was tun 
wir politisch, um sie zu errei
chen, und welche nationalen In
teressen stellen wir hinter die
sem Ziel zurück? In dem Maße, 
in dem diese Probleme gelöst 
werden, können der Bedarf an 
Nahrungsmitteln, die Möglich
keiten des Faktoreinsatzes in 
der Landwirtschaft und des land
wirtschaftlichen Produktionsap
parates neu definiert werden.

Für die Landwirtschaft bin ich 
zuversichtlich, daß vom Instru
mentarium her Wege gefunden 
und politische Entscheidungen 
für einen normal funktionieren
den gemeinsamen Agrarmarkt 
möglich werden, wenn die po- 
litisch-wirtschaftliche Gesamtsi
tuation entsprechend heranreift. 
In der Zwischenzeit sollten wir 
die Geduld nicht verlieren, son
dern versuchen, das Erreichte 
aufrechtzuerhalten und auszu
bauen.

Ich möchte die Gelegenheit 
benutzen, um auf Vorteile des 
gemeinsamen Agrarmarktes und 
der gemeinsamen Agrarpolitik 
hinzuweisen. Noch nie hatte das

Gebiet der Gemeinschaft als 
Ganzes ein so reichhaltiges An
gebot an Nahrungsmitteln. Noch 
nie hatte der Landwirt einen 
solch großen Absatzmarkt. Er 
hat dabei beachtliche Garantien 
für den Absatz. Infolge der ge
meinsamen Strukturpolitik hat 
er die Chance, die im Zeitalter 
unserer industrialisierten und 
technisierten Welt ohnehin zu 
erwartenden Strukturänderungen 
mit der Hilfe der Gesellschaft zu 
bewältigen, sei es zum Ausbau 
moderner entwicklungsfähiger 
Betriebe, sei es zum Übergang 
zu anderen Erwerbs- und Ein
kommensquellen. Und in der 
augenblicklichen, weltweiten Kri
sensituation können wir nach
weisen, daß die gemeinsame 
Agrarpolitik auch eine „Stabili- 
tätsprüfung“ bestanden hat; nicht 
nur, daß der Landwirt jahrelang 
vor Preisverfall geschützt war, 
nein, jetzt zeigt sich, daß auch 
in Zeiten weltweiter Teuerung 
der Verbraucher vor unbilligen 
Preiserhöhungen bewahrt bleibt 
und dennoch (nicht wie in be
stimmten Niedrigpreisländern) 
seines vollen Warenangebots 
sicher sein kann.

Keine Alternative

Warum also sollten wir die 
Idee des gemeinsamen Agrar
marktes aufgeben? Haben wir 
politisch wirklich eine reizvolle 
Alternative? Ich glaube, nein. Es 
ist vielmehr eine politische Not
wendigkeit, den gemeinsamen 
Agrarmarkt nicht nur als ver
dienten, sondern auch wichtigen 
und wesentlichen Bestandteil 
des gesamten gemeinsamen 
Marktes anzuerkennen, die Her
ausforderung der Schwierigkei
ten anzunehmen, Agrarmarkt 
und Agrarpolitik im Rahmen der 
übrigen Bestandteile der Ge
meinschaftspolitik weiterzuent
wickeln. Landwirte wie Verarbei
ter, Verbraucher, Wissenschaft, 
Verwaltung und Politik sollten 
diese Herausforderung anneh
men und sich für seine politi
sche Gestaltung einsetzen.
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